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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zuläſſiger Wildeinſprung oder Falle? 


Die Graf V.'ſche Gutsverwaltung in G. (Niederöſterreich) be⸗ 
ſchwerte ſich bei der Bezirkshauptmannſchaft, daß die Graf Sp.’fche 
Gutsverwaltung zu E. eine bedeutende Waldfläche umzäunt, und einen 
nahe an den Grenzen des Gutes G. liegenden natürlichen Abhang zu 
einem ſogenannten Wildeinſprunge erhöht habe, ſo daß das Hochwild 
wohl hinein, nicht aber zurückkomme. Solches erſcheine unzuläſſig, und 
es werde um den Befehl zur Beſeitigung des fraglichen Wildeinſprunges 
oder aber der Einzäunung gebeten. 

Von der Bezirksbehörde wurde in Folge deſſen eine Erhebung 
an Ort und Stelle vorgenommen und deren Reſultat, wie folgt pro⸗ 
tokollariſch niedergelegt: 

Der gräflich Sp.'ſche Thiergarten in der Ried „Steinmandl“ im 
Flächenmaße von 1400 Joch iſt in ſeinem größeren Umfange und 


fomit auch an der Grenze des Graf V.'ſchen Waldes in der Ried 


„Stalleiten“ mit einem Drahtzaune umſangen. In der Parcelle 820 
dieſes Graf Sp.'ſchen Thiergartens, Gemeindefreiheit E. .. dorf im 
Thale, iſt die Einzäunung dieſes Thiergartens durch eine 63 Klafter 
lange Strecke unterbrochen dergeſtalt, daß in dieſer Länge die Draht⸗ 
Umfangung fehlt und das Wild daſelbſt einzuſpringen Gelegenheit hat. 
Das Terrain hat daſelbſt, nämlich bei dem Einſprunge eine natürliche 
Grabentiefe von 7 Schuh, und dieſe Tiefe bildet auch die Höhe des 
Einſprunges, wodurch ein Entweichen des Wildes aus dem Thiergarten 
unmöglich iſt. Vor dieſem Einſprunge befindet ſich dichtes Geſträuche 
und erſterer iſt von der nachbarlichen Grenze 15—17 Klafter entfernt. 
— Das Terrain von dem Wege bis zum Einſprunge iſt abhängig und 
hat in der angeführten Länge ein Fallen von ungefähr 1 Klafter. 


Bei dieſer Terrainsbeſchaffenheit kann ſohin behauptet werden, daß die 
gewählte Wildeinſprungslage eine günſtige iſt. Von dem nachbarlichen 
Graf V.'ſchen Jagdgebiete, welches durch den Weg von dem Graf 
Sp. ſchen geſchieden wird, ſoll nun Hochwild bei dieſem Einſprunge 
einſpringen, und gegen die Beſeitigung desſelben iſt eben die vorliegende 
Beſchwerde gerichtet. Commiſſionell wird daher allſeitig anerkannt, daß 
die beſchriebene Vorrichtung ein ſogenannter Wildeinſprung iſt und in 
dieſer Abficht auch errichtet wurde. 
Hiernach wurden an die beigezogenen drei Sachverſtändigen nach⸗ 
ſtehende Fragen geſtellt: 

1. Kann dieſer Wildeinſprung als Falle betrachtet werden und 
hat er überhaupt den Zweck, Wild zu fangen? 
| 2. Kommt es häufig vor, daß durch dieſe Wildeinſprünge Wild 
einſpringt und zu welcher Zeit? 

3. Sind derlei Einſprünge auch in anderen Jagdrevieren anzutreffen? 

| Dieſelben äußern ſich übereinſtimmend dahin: 
Ad 1. Der an Ort und Stelle beſichtigte Einſprung wird von 
den Gefertigten als keine unerlaubte geſetzwidrige Handlung anerkannt 
und kann daher nicht als Falle betrachtet werden. Derlei Einſprünge 
haben zunächſt den Zweck, dem Hochwilde, welches durch Beſchädigung 
der Zäune häufig ausbricht, die Möglichkeit zu bieten in den Thiergarten 
wieder zurückzukehren und bilden daher einen nothwendigen Beſtandtheil 
der Thiergarten⸗Einplankung. Hiebei glauben wir noch betonen zu dürfen, 
daß — nachdem es dem Jagdinhaber frei ſteht ſein Jagdgebiet einzu⸗ 
planken und in dem Jagdgebiete vom 28. Februar 1786 und 7. März 
1849 die Art und Weiſe der Einplankung nicht vorgeſchrieben iſt, 
daher ſolche auch mittelſt eines Grabenaufwurfes dem ganzen Umfange 
des Jagdgebietes nach derart hergeſtellt werden könne, daß wohl das 
Wild hinein aber nicht herausfpringen könne, ſomit die ganze Einplan⸗ 
kung einen Einſprung bildet, — im vorliegenden Falle die theilweiſe 
Benützung des vorhandenen Graben⸗Terrains nicht auf ungeſetzlichem 
Boden fuße. 

Ad 2. Bezüglich der ad 2 geſtellten Frage wird bemerkt, daß 
das Hochwild aus dem benachbarten Reviere nur zur Brunftzeit und 
da namentlich nur die männlichen Thiere die Thiergärten aufſucht und 
durch die Einſprünge dahin gelangt; ſeltener iſt das bei dem weiblichen 
Wilde der Fall. Es liegt in der Erfahrung, daß die Aeſung in Thier⸗ 
gärten, bedingt durch die dichtere Bevölkerung viel ärmlicher iſt als im 
freien Walde und daher inſtinktmäßig von dem Wilde aus dem freien 
Walde nicht aufgeſucht wird. Es iſt auch weiter bekannt und von uns oft 
beobachtet worden, daß die männlichen Thiere zur Brunftzeit auch ohne 
Einſprünge in die Thiergärten gelangen, indem ſie theils die Thiergärten⸗ 
Planke bei geeignetem Terrain überſetzen, theils die Drahtzäunung 
derart beſchädigen, daß ſie durch die ausgebrochenen Oeffnungen dorthin 
eindringen. Ganz anders verhält es ſich mit dem aus dem Thiergarten 


ausgebrochenen Wilde, welches am Zaune herum die Einſprünge aufſucht. 
um durch ſelbe in ſeine Heimatsſtätte zurückzugelangen. 

Dieſes ſindet um ſo mehr ſtatt, als durch den Thiergarten öffent⸗ 
liche Communſcationswege führen, welche nicht geſchloſſen werden und 
ſo dem Wilde Gelegenheit bieten, aus dem Thiergarten häufig und 
leicht auszubrechen. 

Ad 3. Die Einſprünge find, wie ſchon oben bemerkt, bei allen 
Thiergärten üblich und auch in allen uns bekannten Thiergärten 
vorhanden. 

Nachträglich wird noch von den Sachverſtändigen ad 1 bemerkt, 
daß man einen ſolchen Einſprung nicht als Falle, nämlich, daß dadurch 
das Wild beſchädigt oder getödtet wird, anzuſehen hat. Das dadurch 
eingeſprungene Wild iſt allerdings gefangen und zum Erlegen des 
Wildes auf ſeinem Jagdgebiete, ob dieſes durch Erſchießen oder Fangen 
u. ſ. w. geſchieht, iſt ja jeder Jagdbeſitzer berechtigt; ferner, daß es 
wohl ſchwer zu beſtimmen iſt, ob das eingeſprungene Wild aus freiem 
Jagdgebiete oder aus dem betreffenden Thiergarten ſtammt. 

Der hierüber weiters vernommene Verwalter des Gutes G. gibt an: 

Ich berufe mich auf meine Eingabe und behaupte, daß ſolche 
Einſprünge geſetzlich unſtatthaft und unſerem Jagdgebiete ſehr nachtheilig 
find, indem wir ſchon oft die Beobachtung aus den vorgefundenen 
Fußſpuren machten, daß von unſerem Jagdgebiete Hochwild durch den 
beſprochenen Einſprung eindrang. | 

Darauf hin wies die Bezirkshauptmannſchaft das alternativ 
geſtellte Begehren der Graf Bien Gutsverwaltung ab und motivirte 
die Abweiſung alſo: | 

„Nach den beftehenden Jagdvorſchriften, nämlich dem kaiſerlichen 
Patente vom 7. März 1849, R. G. Nr. 154, und dem Patente 
vom 28. Februar 1786 (Erlaß der h. k. k. n. ö. Statthalterei v. 27. 
December 1852) iſt jeder Jagdberechtigte befugt, feinen eigentümlichen 
zur ſelbſtſtändigen Jagdausübung geeigneten Grundcomplex als Thier- 
garten abzuſchließen, daher auch der Gutsinhabung E. nicht verwehrt 
werden kann, beſagten Thiergarten auf eigenthümlichem Grunde einzuzäunen. 

Was den beſagten Wildeinſprung, welcher ohnehin 15 bis 17 
Klafter von der Grenze entfernt iſt, anbelangt, ſo iſt derſelbe nach dem 
Gutachten der Sachverſtändigen ein nothwendiger Beſtandtheil eines 
Thiergartens und bei allen üblich. Es iſt ferner durch keine geſetzliche 
Vorſchrift die Anlage ſolcher Wildeinſprünge unterſagt; und wenn es 
auch in dem § 11 des zuletzt angeführten Jagdpatentes heißt: „Jeder 
Grundeigenthümer iſt befugt, ſeine Gründe, ſie mögen in oder außer 
den Waldungen und Auen ſein, wie auch ſeine Waldungen und Auen 
mit Planken oder Zäunen, von was immer für einer Höhe oder mit 
aufgeworfenen Gräben gegen das Eindringen des Wildes und den 
daraus folgenden Schaden zu verwahren. Doch ſollen ſolche Planken, 
Zäune und Gräben nicht etwa zum Fangen des Wildes gerichtet ſein“ 
— ſo bezieht ſich dieſe Geſetzesſtelle auf einen nicht zur Jagdausübung 
berechtigten Grundeigenthümer, welcher durch derlei Anlagen das Wild von 
ſeinen Grundſtücken abzuhalten beabſichtigt, daher eine ſolche Umzäunung nicht 
etwa zum Fangen des Wildes benützen darf. Unter dieſen Umſtänden kann 
daher die Errichtung dieſes Einſprunges ſelbſt in dem Falle, als durch 
denſelben Wild aus dem nachbarlichen freien Walde in die Thiergärten 
einſpringt, nicht als eine unerlaubte geſetzwidrige Handlung angeſehen 
werden. Die Errichtung von Thiergärten für Hochwild liegt ferner im 
Intereſſe der Landwirthſchaſt, weil ſich dadurch die Wildſchadenerſatz⸗ 
anſprüche immer mehr vermindern; und da die Art und Weiſe des 
Abſchluſſes der Thiergärten nirgends vorgeſchrieben iſt und derſelbe 
feinem ganzen Umfange nach auch mittelſt eines Grabenaufwurfes ſtatt⸗ 
finden könnte, wodurch der Thiergarten in ſeiner ganzen Ausdehnung 
zum Einſpringen von Wild geeignet wäre, ſo muß auch eine in dieſer 
Weiſe errichtete Theilſtrecke der Abſchließung des Thiergartens geſtattet 
ſein. Wenn endlich der nachbarliche Jagdberechtigte, nämlich die Guts⸗ 
inhabung G. befürchtet, daß in Folge dieſes Einſprunges Wild aus 
ihrem Jagdgebiete in den Thiergarten einſpringt und ſie dadurch einen 
Wildentgang erleidet, ſo ſteht es ihr ebenfalls frei, ihr Jagdgebiet in 
einer gewiſſen Ausdehnung von dieſem Einſprunge abzuſchließen und 
auf dieſe Weiſe letzteren unſchädlich zu machen“. | 

Dawider recurrirte die Graf V'ſche Gutsverwaltung an die 
Landesſtelle, beſchränkte das Petit „auf Beſeitigung des Wildeinſprunges“ | 


und hob u. A. hervor: 


„Gleichviel ob nun die Einzäunung die Abwehr oder den Ein⸗ 
ſchließungsgrund obwaltet, zum Gewerbebetriebe nicht zugelaſſen werden, 


ſchluß des Wildes bezweckt, ſo dient ein ſolcher Einſprung in derſelben 
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ſtehende Einſprung an der G... 


längs der fremden Waldgrenze ſtets zum Fangen des Wildes, iſt daher 


eine Art Falle. 


Befände ſich der Einſprung 300 Schritte aufwärts innerhalb der 
E . . dorfer Waldungen, jo ließe ſich dagegen kein Anſtand erheben 
und würde dem aus dem Thiergarten etwa ausgebrochenen Wilde die⸗ 


ſelbe Möglichkeit der Rückkehr bieten; auch find die angeführten Beſchä⸗ 


digungen des Zaunes bei ſorgfältiger Ueberwachung nur ſelten und 
nicht dauernd, während der zum bezweckten Einfangen des Wildes be- 
er Grenze eine permanente und bei 
den dort beſtehenden Wechſeln eine viel betretene Falle bleiben müßte, 
wie ſie es denn auch thatſächlich iſt.“ 

Indeſſen die Landesſtelle beſtätigte die Eutſcheidung der Be⸗ 
zirksbehörde. 

Die Graf V.'ſche Gutsverwaltung ergriff nunmehr den Miniſterial⸗ 
Recurs und betonte dabei nachſtehende Punkte: 

„Sollte auch in der Waidmannsſprache den berufenen Sachver⸗ 


ſtändigen der Ausdruck „Falle“, welcher nur für ſchädliches Wild üblich 


iſt, nicht zutreffend erſcheinen, ſo wird doch jeder Sprachkundige die 
Richtigkeit desſelben hier erkennen. — Beſtehen auch ſolche Einſprünge 
als Erforderniß der Thiergärten längs der Felder oder innerhalb der 
eigenen Waldungen, ſo ſind ſie doch unzuläſſig und das Intereſſe 
Dritter bedrohend gegen fremde ausgedehnte Waldungen mit eigenem 


Wildſtande.“ 


Allein auch das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium gab laut Ent⸗ 
ſcheidung vom 18. Juni 1877, 8. 6105, dem Recurſe keine Folge. 

Gründe: „Das im $ 12 des Jagdpatentes vom 28. Februar 
1786 (§ 11 des Erlaſſes der n. ö. Statthalterei vom 27. December 
1852, 3. 45.482) enthaltene Verbot, Planken, Zäune und Gräben 
womit Grundſtücke umſchloſſen werden, nicht zum Fangen des Wildes 
zu errichten, iſt nach dem Wortlaute des citirten Paragraphes zunächſt 
nur gegen jene Grundeigenthümer gerichtet, welche ihr Eigenthum gegen 
das Eindringen des Wildes zu ſchützen beabſichtigen. 

Dem Jagdinhaber dagegen räumt §8 4 des Jagdpatentes von 
J. 1786 das Recht ein, das Wild, welches ſeinen Bezirk betritt, auf 
alle mögliche, ihm ſelbſt gefällige Art zu fangen. Wenn man aber den 
8 4 des Patentes von 1786, bezw. § 4 des bezogenen Statthalterei⸗ 
erlaſſes, welcher von der jagdmäßigen Zeit ſpricht, auch einſchränken 
mag auf ein jagdgemäßes Fangen von Wild und wenn man ſonach 
dann das im § 12, reſp. 11 ausgeſprochene Verbot der Herrichtung 
von Wildfallen an Planken, Zäunen und Gräben ausdehnen mag auf 
Wildfallen, welche nach dem Ausſpruche der Sachverſtändigen als nicht 
jagdgemäß (unweidmänniſch, den nachbarlichen Jagdintereſſen abträglich) 
erkannt werden, ſo kommt doch zu bemerken, daß im vorliegenden Falle 
die einvernommenen Sachverſtändigen ſich keineswegs in dieſer Weiſe 
ausgeſprochen haben, daß vielmehr aus den Erhebungen hervorgeht, 
es habe der fragliche Wildzaun um den E. . . dorfer' ſchen Thier⸗ 
garten beziehungsweiſe der mittelſt Benützung des natürlichen Terrains 
an demſelben angebrachten Einſprunges zunächſt nur den Zweck das 
Hochwild im Thiergarten zu erhalten, dadurch den Beſchädigungen der 
Grundſtücke außerhalb des Thiergartens vorzubeugen und dem Hochwilde, 
welches an offenen Stellen (Wegen) oder ſonſt wo aus dem Thiergarten 
ausbricht, die Möglichkeit zu bieten, in den Thiergarten wieder zurück⸗ 
zukehren. Wenn daher auch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß durch den Ein⸗ 
ſprung auch Wild, welches im nachbarlichen Jagdgebiete ſeinen regel⸗ 
mäßigen Standort hat, in den Thiergarten gelangen kann, ohne den 
Wiederaustritt zu finden, ſo kann doch hierin ein verbotenes Gebaren 
nicht erblickt werden“. Ee. 


Zur Frage, ob Seitens der politiſchen Behörde vom Gemeinde: 
vorſteher Aeußerungen in Betreff der Anmeldung freier Gewerbe 
abgefordert werden können. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles hat der Bezirkshauptmann in T. 
mit dem Erlaſſe vom 11. October 1876 dem Stadtgemeinde⸗Vorſtaude 
daſelbſt nach einer umfaſſenden Beſprechung des Falles erklärt, daß 
mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die politiſche Bezirksbehörde nach 
§ 56 Gem. ⸗Ord. berechtigt iſt, Aeußerungen vom Gemeindevorſteher 
abzuverlangen, und es doch im Intereſſe der Gemeinde ſelbſt gelegen 
ſein muß, daß Unternehmungen, gegen welche ein geſetzlicher Aus⸗ 


die vom Gemeindevorſtande ausgeſprochene Anſicht, daß der Gemeinde⸗ 
vorſtand von jeder Aeußerung über Anmeldungen freier Gewerbe ent⸗ 
hoben zu ſein glaubt, nicht getheilt werden könne. 

Gegen dieſen Erlaß hat der Gemeindevorſtand von T. den 
Recurs an die Landesregierung ergriffen, indem er unter Vorlage neuer 
ſpecieller Fälle wieder die Behauptung aufſtellt, daß der Gemeinde⸗ 
vorſtand im Sinne der Beſtimmungen der Gewerbeordnung jeder 
Aeußerung über Anmeldungen freier Gewerbe enthoben ſei, da die 
Gemeinde nicht in der Lage ſei, im Sinne der §8 4 bis 12 dann 
§ 15 der Gew.⸗Ord. maßgebende Aeußerungen abzugeben, hiezu auch 
nicht verpflichtet werden könne; es ſei dies auch eine ganz ungerecht⸗ 
fertigte Geſchäftsvermehrung; die Autorität der Gemeinden leidet, 
wenn ſich an ihre Aeußerung nicht gehalten wird, und es widerſtreite 
ein ſolcher Vorgang dem Geiſte der Gewerbeordnung in Abſicht auf 
die bloße Anmeldung freier Gewerbe. 

Die Landesregierung hat mit Erlaß vom 15. November 1876 
der Beſchwerde des Gemeindevorſtandes in T. gegen die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung, inſoferne in derſelben ausgeſprochen wird, 
daß der Gemeindevorſtand berufen ſei, über Aufforderung ſich über 
Gewerbsanmeldungen vom ortspolizeilichen Standpunkte zu äußern, im 
Hinblick auf den 8 56 Gem.⸗Ord., nach welchem der Gemeindevorſteher 
die Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes in der durch das Geſetz 
oder die Behörde vorgezeichneten Weiſe zu vollziehen, daher auch die 
Behörde in der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterſtützen hat, keine 
Folge gegeben. Zugleich hat die Landesregierung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaſt empſohlen, zur Vermeidung unnützer Schreibereien, in derlei 
Fällen nur dann, wenn der Gemeindevorſtand maßgebende Auskunft zu 
geben im Stande ſei, ſolche einzuholen. 

Gegen dieſen Erlaß der Landesregierung hat der Gemeinde⸗ 
vorſtand von T. die Miniſterialberuſung eingebracht, nach welcher der⸗ 
ſelbe durch die obige Entſcheidung ſeine Beſchwerde nicht für erledigt 
hält, vielmehr die Meinung vertritt, daß der Schwerpunkt ſeiner 
Beſchwerde in der Beantwortung der Frage liege, ob nach der Gewerbe⸗ 
ordnung die ein Gewerbe anmeldenden Parteien verpflichtet ſind, die 
Nachweiſe des Vorhandenſeins der geſetzlichen Erforderniſſe zu liefern, 
oder ob die Gemeindevorſtände verpflichtet ſind, in Form von Aeuße⸗ 
rungen das Vorhanden⸗ oder Nichtvorhandenſein der geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſe darzuthun; nur im letzteren Falle wäre die Anwendung des 
8 56 G.⸗O. gerechtfertigt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 8. März 1877, 
8. 1165 erkannt: „Dem Recurſe des Gemeindevorſtehers in T. gegen 
die Entſcheidung der Landesregierung vom 15. November 1876, mit 
welcher auf das Begehren des genannten Gemeindevorſtandes, es ſei 
derſelbe grundſätzlich von der Erſtattung einer Aeußerung über An⸗ 
meldungen freier Gewerbe zu entheben, nicht eingegangen wurde, 
findet das Miniſterium aus den Motiven der angefochtenen Entſcheidung 
umſoweniger Folge zu geben, als die in Rede ſtehenden Angelegenheiten 
häufig mit localpolizeilichen Intereſſen zuſammenhängen und die Ein⸗ 
vernehmung des Gemeindevorſtandes auch im offenbaren Intereſſe der 
Parteien und zwar inſofern gelegen iſt, als denſelben durch die 
Forderung der Herbeiſchaffung von Nachweiſen zur Darthuung aller 
geſetzlichen Erforderniſſe nicht unbedeutende Auslagen e 


würden“. 


ö iciellen Bezeichnung des Theiles einer Ortſchaft 
ur Klar = r 

Der Gemeinde⸗Ausſchuß in T. hat unterm 8. Auguſt 1875 be⸗ 
ſchloſſen, jenem Theil der Gemeinde, welcher oberhalb der Kloſterkirche 
in V. ſich befindet und ſich zu einer geſchloſſenen Ortſchaft herangebil⸗ 
det hat, eine eigene Benennung zu geben und zwar wurde dieſem 
Theile der Name „Ludwigsdorf“ beigelegt. Dieſer Beſchluß wurde dem 
Landesausſchuſſe mit der Bitte um Aufklärung angezeigt, ob zu dieſer 
Ortsbenennung eine höhere Genehmigung erſorderlich ſei. 

Der Landesausſchuß leitete dieſe Eingabe an die Statthalterei, 
welche Erhebungen einleitete, denen zu Folge es ſich lediglich um die 
Benennung eines beſtimmten Gemeindetheiles ohne deſſen Conſtituirung 
als eine beſondere Ortſchaft und ohne Aenderung der beſtehenden Nummeri⸗ 
rung handelt. Dieſer Theil der Gemeinde T., welcher den Namen Lud⸗ 
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Die Statthalterei ließ nun der Gemeinde T. unterm 13. October 
1876 eröffnen, „daß in Erwägung, als weder eine eigene Ortſchaft 
oder Kataſtralgemeinde, noch überhaupt eine ſeparate Nummerirung ge⸗ 
ſchaffen werden ſoll, es weder nothwendig noch zuläſſig erſcheint, dem 
von der Gemeinde bezeichneten Theile derſelben officiell einen anderen 
Ortsnamen beizulegen, wodurch nur mit Beziehung auf öffentliche Bücher 
und Regiſter zu vielfachen ſeinerzeitigen Verwirrungen Anlaß geboten 
würde. Daraus ergibt ſich, daß eine Ortſchaftstafel im Sinne des 
§ 9 des Geſetzes vom 29. März 1869, R. G. Bl. Nr. 67 mit der 
von der Gemeinde beſchloſſenen Bezeichnung nicht angebracht werden 
dürfe und eine etwa bereits beſtehende wieder entfernt werden müßte“. 

Dagegen hat die Gemeinde am 9. November 1876, alſo in 
offener Friſt, den Miniſterialrecurs eingebracht und darin aufgeführt, 
daß die Benennung eines Gemeindetheiles nach § 34 alin 1 der 
ſteierm. Gemeindeordnung vom Jahre 1864 der Gemeinde zukomme, 
daß ſie für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums zu ſorgen 
und mit Rückſicht hierauf die erwähnte Benennung des fraglichen 
Gemeindetheiles beſchloſſen habe, weil dieſer vom Pöbel Galgendörfl, 
Diebsdörfl u. ſ. w. genannt werde und dieſe Bezeichnung Anlaß zu 
Reibungen und Raufexceſſen geben könne. Sowie die Gemeinde Gaſſen 
und Plätze benennen könne, müſſe ihr auch das Recht zuſtehen, neu 
entſtehende Ortſchaften mit Namen zu belegen und wenn ſie nicht 
hiezu berechtigt ſei, hätte die Bezirkshauptmannſchaft den Gemeindebe⸗ 
ſchluß ſiſtiren ſollen. . 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 26. Mai 1877 
dem Recurſe der Gemeinde T. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung 
vom 13. October 1876, betreffend die Benennung eines Theiles der 
Gemeinde mit dem Namen Ludwigsdorf keine Folge gegeben, „da, 
abgeſehen davon, daß dieſer Name auf eine beſondere Ortſchaft 
hinweist, die Ortſchaftstafel nach § 9 des Geſetzes vom 29. März 
1869, R. G. Bl. Nr. 67 nur den Namen der Ortſchaft und der 
Gemeinde zu enthalten, daher auf den Ortſchaſtstafeln der Ortſchaft 
T außer dem Bezirke nur der Name dieſer Gemeinde und Ortſchaft 
zu erſcheinen hat und in dieſer Rückſicht der mit der obigen Ent⸗ 
ſcheidung beanſtändete Gemeindebeſchluß zur Vollziehung nicht geeignet 
iſt“. F. 


Auf die Verleitung eines Geſchwornen, wenn er als Strafrichter 
fungirt, zu einer Parteilichkeit oder zur Verletzung der Amts⸗ 
pflicht findet die Vorſchrift des $ 105 St. G. B. volle Anwendung. 


Lemel H. wurde mit Urtheil des k. k. Kreisgerichtes Neu⸗Sandez 
vom 1. Mai 1876, 3. 214, des Verbrechens der verſuchten Verleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt nach 88 9 und 105 St. G. B. 
ſchuldig erkannt, weil er, eine Unterbrechung der wider ſeinen Bruder 
Nuchim H. wegen Betruges angeordneten Schwurgerichtsverhandlung 
benützend, den auf die Geſchwornenbank berufenen Adam Ch. durch 
Zuſicherung eines Geſchenkes von 50 fl. zu einer parteiiſchen Stimmen⸗ 
abgabe zu Gunſten des Bruders zu bewegen ſuchte. In der hiegegen. 
angebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde beſtreitet Lemel H., geſtützt auf 
Abſatz 9 lit. a und 10 St. P. O., die Richtigkeit dieſer Geſetzanwendung, 
indem er insbeſondere hervorhebt: Das Inſtitut der Geſchwornen ſei 
lange nach dem St. G. B. in Wirkſamkeit getreten, könne alſo dort 
nicht vorgeſehen ſein; ein Geſchworner ſei kein Beamter; zufällig aus⸗ 
gelost, trete derſelbe bloß für eine beſtimmte Hauptverhandlung in 
Function; auch könne die Beſtechung eines einzelnen Geſchwornen auf 
den Wahrſpruch, der aus der Abſtimmung von zwölf Geſchwornen 
hervorgeht, keinen Einfluß üben; eine zur wirklichen Ausübung des 
Verbrechens führende Handlung ſei daher nicht vorhanden. 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof erkannte mit Eut⸗ 
ſcheidung vom 24. Februar 1877, 3. 8332: Die Nichtigkeitsbeſchwerde 
des Angeklagten Lemel H. wird mit dem Beifügen, daß aus dem Ur⸗ 
theil der citirte S 9 St. G. beſeitigt wird, verworfen, der Angeklagte 
zur Tragung der Koſten der Caſſationsverhandlung verurtheilt und gegen 
denſelben eine Geldſtrafe im Betrage von 20 fl., im Falle der Unein⸗ 
bringlichkeit der Geldſtraſe aber eine viertägige Arreſtſtrafe verhängt. 
Gründe: 


„In As 


der Beſchwerdeſchrift des Angeklagten wird unter 


wigsdorf erhalten ſoll, hätte 27 Häufer und noch 3 im Baue begriffene wendung der Nichtigkeitsgründe des § 281, 3. 9 und 10 St. P. 


zu umfaſſen. 


O., die Rechtsanſicht ausgeſprochen, daß ein Geſchworner kein Beamter 


ſei, auf einen Geſchwornen die Vorſchrift des § 105 St. G. ſich nicht 
beziehen könne, weil das Inſtitut der Geſchwornen ſchon nach Wirk⸗ 
ſamkeit des Strafgeſetzes in's Leben getreten iſt, und weil der Ge⸗ 
ſchworne, durch Zufall ausgelost, bloß beruſen iſt, ſeine Erklärung 
bei einer Hauptverhandlung abzugeben. 
unrichtig. Das Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, Z. 144 
R. G. Bl., betreffend die richterliche Gewalt, beſtimmt in den Artikeln 
1 und 11, daß alle Gerichtsbarkeit im Staate im Namen Sr. Majeſtät 
des Kaiſers ausgeübt wird, und daß in gewiſſen bezeichneten Straffällen 
Geſchworne über die Schuld des Angeklagten zu enkſcheiden haben. — 
Dieſem Staatsgrundgeſetze entſpricht das Geſetz vom 23. Mai 1873, 
R. G. Bl. Z. 119, betreffend die Einführung der Strafproceßord⸗ 
nung, in welcher der Art. VI beſtimmt, daß die Hauptverhandlung 
über alle Anklagen wegen der in dieſem Artikel aufgezählten Ver⸗ 
brechen und Vergehen vor die Geſchwornengerichte gehöre; ferner die 


88 8 und 14 beſtimmen, daß zur Gerichtsbarkeit in Straffachen auch 


die Geſchwornengerichte berufen ſind, und daß dem nach Vorſchrift 
des XIX. Hauptſtückes zuſammenzuſetzenden Geſchwornengerichte die 
Hauptverhandlung und Entſcheidung über die durch das Einführungs⸗ 
geſetz ihnen zugewieſenen Verbrechen und Vergehen zukommt; daß aber 
die Theilnahme der Geſchwornen an der Hauptverhandlung ein richter⸗ 


liches Amt nach dem Sinne der §s 101 und 105 St. G. auch 


wirklich ſei, kann keinem Zweifel unterliegen, weil das Geſetz vom 
23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121, betreffend die Bildung der 
Geſchwornenliſten, dieſe Theilnahme der Geſchwornen ausdrücklich als 
Amt bezeichnet. Dadurch iſt auch die Einwendung in der Beſchwerde⸗ 


ſchrift, daß ein Geſchworner kein Beamter ſei und daß auf einen Ge⸗ 


ſchwornen die Vorſchrift des 8 105 St. G. ſich nicht beziehen könne, 


vollſtändig widerlegt, und dies um ſo gewiſſer, wenn berückſichtigt 


wird, daß die Geſchwornen nach $ 313 St. P. O. den Amtseid zu 
leiſten, insbeſondere zu beſchwören haben, die Beweiſe, welche gegen 
und für den Angeklagten werden vorgebracht werden, mit der gewiſſen⸗ 
hafteſten Aufmerkſamkeit zu prüfen, das Geſetz, dem ſie Geltung ver⸗ 
ſchaffen ſollen, treu zu beobachten und nach den für und wider den 
Angeklagten vorgeführten Beweismitteln und ihrer darauf gegründeten 
Ueberzeugung gewiſſenhaft zu entſcheiden. Ganz grundlos iſt die weitere 
Einwendung in der Beſchwerdeſchriſt, daß der Geſchworne, durch Zufall aus⸗ 
gelost, bloß berufen ſei, ſeine Erklärung bei einer beſtimmten Hauptver⸗ 
handlung abzugeben; dieſe Einwendung verräth 
kennen der Grundſätze der Strafproceßordnung, nach denen 
Geſchwornen nicht bloß die Thatſachen feſtzuſtellen, ſondern 
Gemeinſchaft mit dem Gerichtshofe 


die 
in 


jeder einzelne Geſchworne, wenn er vermöge öffentlichen Auftrages 
als Mitglied der gebildeten Geſchwornenbank zur Entſcheidung eines 
Straffalles berufen und beeidigt wird, Geſchäfte der 
zu beſorgen, nämlich in einem beſtimmten Straffalle Recht zu 
ſprechen hat, unbeſtreitbar als Strafrichter in dieſer Sache, als 


richterlicher Beamter im ſtrengſten Sinne der §§ 101 und 105 
St. G. angeſehen werden muß, ſo iſt auch eben ſo unbeſtreitbar, daß 


auf die Verleitung eines Geſchwornen, wenn er als Strafrichter fungirt, 
zu einer Parteilichkeit oder zur Verletzung der Amtspflicht, die Vor⸗ 
ſchrift des 8 105 St. G. volle Anwendung finden muß. Der Gerichts⸗ 
hof hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte den Adam Ch., welcher als 
ausgeloster Geſchworner den Sitz auf der für den Straffall des Nuchim 
H. und Genoſſen wegen Verbrechens des Betruges gebildeten Geſchwor⸗ 
nenbank eingenommen hat, durch Zuſicherung eines Geſchenkes von 
50 fl. ö. W. zur parteilichen Stimmabgabe zu Gunſten des Nuchim 
9. zu verleiten verſucht habe. Dieſe vom Gerichtshofe ohne Ueber⸗ 


ſchreitung der Anklage feſtgeſtellten Thatſachen, welche auch der Caſſa-⸗ 
tionshof gemäß $ 288, Abſatz 3 St. P. O., feiner Entſcheidung zu 


Grunde zu legen hat, ſtellen den Thatbeſtand des im § 105 St. G. 
vorgeſehenen Verbrechens der Verleitung zum Mißbrauche der Amts- 
gewalt vollſtändig her; da demnach der Gerichtshof auf dieſe dem 
Angeklagten zur Laſt fallende That den Strafſatz des $ 105 St. G. 
mit vollem Rechte angewendet hat, ſo iſt die auf den Nichtigkeitsgrund 
des § 281, 3. 9 und 10 St. P. O. geſtützte Beſchwerde ganz un⸗ 
gegründet. Der Gerichtshof hat zwar auf dieſe That auch den Straf⸗ 
ſatz des $ 9 St. G. angewendet, da aber das im § 109 St. G. 
bezeichnete Verbrechen ſchon durch den bloßen Verſuch der Verleitung 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Dieſe Rechtsanſicht iſt ganz 


ein gänzliches Ver⸗ | 


auch die Subſum tion der That 
unter das Geſetz vorzunehmen haben. Da nach dem Vorausgeſchickten 


Regierung 
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zu einer Parteilichkeit vollbracht iſt, ſo wird aus dem Urtheile des 
Gerichtshofes der im vorliegenden Falle gar nicht anwendbare 8 9 St. 
G. beſeitigt. Gemäß § 288 St. P. O. wird die durchaus ungegründete, 
offenbar muthwillige Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten Lemel H. 
verworfen, gegen denſelben auf eine Geldſtrafe von 20 fl., eventuell 
viertägige Arreſtſtrafe erkannt und derſelbe im Sinne des § 390 St. P. O. 
zur. Tragung der Koſten der Caſſationsverhan dlung verurtheilt.“ 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Finanz⸗Miniſteriums vom 23. Juni 1877, 3. 16531, betreffend 
Portopflichtigkeit der von den Gemeinden eingehobenen und an die Steuerümter 
eingeſendeten Intereſſen von Waiſengeldern. 


Es iſt wiederholt vorgekommen, daß die von Parteien bei den Steuer⸗ 
ämtern für ausgeliehene Waiſengelder einzuzahlenden Intereſſen ſeitens mancher 
Gemeinden von den Parteien eingehoben und unter der Bezeichnung: „für Rech- 
nung des Staates geſammelte Gelder“ an die k. k. Steuerämter portofrei einge- 
ſendet werden. Da nach ihrer Provenienz derartige Gelder keineswegs als für 
Rechnung des Staates geſammelte angeſehen werden können und ſonach für die⸗ 
ſelben bei Verſendung urch die k. k. Poſtanſtalt die Portogebühr zu entrichten 
kommt, wird angeordnet, daß jeder vorkommende ſolche Fall von den Steu⸗ 
erämtern ſofort der dem betreffenden Aufgabs⸗Poſtamte vorgeſetzten k. k. Poſt⸗ 
direction unter Mittheilung des bezüglichen Couverts behufs Hereinbringung 
der entfallenden Portegebühren angezeigt werde. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern an alle Landesſtellen vom 5. Juni 1877, 

3. 3849, betreffend Einſchärfung der Anordnung wegen Mittheilung der € vo: 

burts⸗ und Sterbefälle bairiſcher Staatsangehöriger in Heſterreich an die bri- 
riſchen Behörden. 

Laut Zuſchrift des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 16. März 
. J., Z. 4007/IV., hat ſich die königl. bairiſche Regierung aus Anlaß wahrge⸗ 
nommener Fälle beſtimmt gefunden, darüber Beſchwerde zu führen, daß die in 
Oeſterreich mit der Führung der Geburts⸗ und Sterbematriken betrauten Organe 
es häufig unterlaſſen, die bairiſchen Behörden von den Geburts⸗ und Sterbefällen 
bairiſcher Angehöriger in Oeſterreich zu verſtändigen, wie dies nach einer im 
Jahre 1860 getroffenen und den Länderſchefs mit Erlaß des k. k. Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht vom 5. October 1860, 3. 14.784, bekannt gemachten 
Vereinbarung geſchehen ſollte. 

Die k. k. Statthalterei wird hiernach aufgefordert, die geeigneten Ver⸗ 
fügungen treffen zu wollen, damit von Seite aller Organe, die mit der Führung 
von Geburts⸗ und Sterbematriken betraut ſind, in Hinkunft dem erwähnten 
Uebereinkommen gemäß vorgegangen werde. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Director der Hof- und Staatsdruckerei Hof⸗ 

rath Dr. Anton Beck das Ritterkreuz des Leopoldordens tayfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Paul Stratomwstn zu 

Reichenau anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes taxfrei verliehen. 
. Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpector Karl Wenz zum Finanz⸗ 
| mn für den Bereich der mieder-öfterreich'ichen Finanz⸗Landes⸗Direction 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Steuer⸗Oberinfpectoren für den Bereich der 
u. 6. Finanz⸗Landes⸗Direction ernannt: den Steuer⸗Oberinſpector in Komotau 
Anton Weis im Ueberſetzungswege, dann die Steuerinſpectoren Eduard Necker⸗ 
mann, Rudolf Lyro, Eduard Hen tſchel, Ludwig Herken und Dr. Ludwig 
Pill mayer. 


Erledigungen. ö 

Vier Poſtaſſiſtentenſtellen bei der k. k. Poſtdirection für Oeſterreich unter 
der Enns mit je 600 fl. Jahresgehalt und Activ⸗Zulage gegen Caution, bis 
Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168). 

Bezirksthierarztesſtelle in Nieder-Defterreich mit dem Amtsſitze in Wr. 
| N 17 in der eilften Rangsclaſſe mit Reiſepauſchale, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 171). 


Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
| waltungsgerichtshofes, Bogen 23. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


